
Hundert Jahre 
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Marginalisiert durch Organisations- und 
Politikwirrwarr
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Nächstes Jahr feiert die philippinische Gewerkschaftsbewegung ihr 100- 

jähriges Bestehen. Von der früheren politischen Stärke ist wenig geblieben 

— und auch auf wirtschaftlichem Gebiet gibt es kaum Erfolge.

D
ie Reallöhne stagnieren seit 

Jahrzehnten, nur 550 000 der 

ca. 10 Millionen. Lohnarbei­

ter/innen sind tarifvertraglich abgesi­

chert. Die amtliche Statistik weist 

stolze drei Millionen Gewerk­

schaftsmitglieder aus; die tatsächli­

che Anzahl kennt niemand, sie dürfte 

zwischen 500 000 und einer Million 

liegen. Seit die Marcos- und Aquino- 

Regierung mit ihren — aus unter­

schiedlichen Motiven aufgelegten — 

Projekten zur Einheit der Gewerk­

schaften scheiterten, hat sich die Ar­

beiterbewegung in immer kleinere 

Verbände »zurückgezogen«. Heute 

kämpfen neun Dachverbände und 

165 Bünde (»Federations«) um die 

Oberhoheit über ca. 6000 Betriebs­
gewerkschaften. Dem Öffentlichen 

Sektor sind Tarif- und Streikrecht 

pauschal verwehrt.

Die Marginalisierung der 

Gewerkschaften ist vor allem mit der 

Entwicklung der Arbeitsmärkte ver­

knüpft. Die importsubstitutive — also 

den Import ersetzende — Industriali­

sierung erschöpfte sich bereits in den 

70er Jahren; die seit einer Dekade 

boomende Halbleiter- und Festplat­

tenfertigung in Sonderausfuhrzonen 

bog den Abwärtstrend nicht ent­

scheidend um. Arbeitslosigkeit liegt 

seit langem bei ca. 10 Prozent, Un­

terbeschäftigung bei weiteren 10-15 

Prozent. Im Ausland suchen inzwi­

schen 5-7 Millionen Arbeitsmi­

grant/innen ein Einkommen. Insge­

samt versorgt die philippinische Wirt­

schaft kaum mehr als die Hälfte der 

Erwerbssuchenden mit einem regulä­

ren Arbeitsplatz.

Deregulierung der Märkte 

und eine arbeitgebernahe Auslegung 

des Arbeitsrechts verschärfen die 

soziale Misere. Verkäuferinnen ver­

bleiben jahrelang Lehrlinge, ohne 

dass Aufsichtsbehörden einschreiten. 

Das Baugewerbe stützt sich fast nur 

noch auf Tagelöhner. Die Mindest­

löhne für die grosse Masse der tarif­

lich nicht gesicherten Arbeitskräfte — 

bis 1989 vom Parlament beschlos­

sen, seither in regionalen Lohnbehör­

den unter gewerkschaftlicher Mitwir­

kung festgelegt — werden weitge­

hend (50-70 Prozent) missachtet. Das 

Arbeitsministerium räumt der Ar­

beitsplatzsicherung höchsten Rang 

ein und verweigert meist eine Inter­

vention zur Durchsetzung vertragli­

cher oder gesetzlicher Regelungen.

Konkurrenz

Dennoch darf kein Zweifel 

aufkommen: Mit ihrer internen Rivali­

tät haben die Arbeitnehmer/innen- 

vertretungen ihren Niedergang in be­

trächtlichem Umfang mitverschuldet. 

Dass Parteiengefolgschaft Gewerk­

schaften in Widerspruch zueinander 

stellt, ist auch andernorts hinreichend 

bekannt. In den Philippinen taucht die 

parteipolitische Frage gleich in drei 

Formen auf: Die militante Gewerk­

schaftslinke definiert sich weiterhin 

über die ideologische Führungsauf­

gabe der jeweiligen Partei. Die bei­

den (linken) Verbände KMU und BMP 

stehen im Schatten übergeordneter 

politischer Institutionen, erhalten von 

dort Richtlinien ihrer Praxis. Andere

Dachverbände verkehren das Ver­

hältnis ins Gegenteil, wollen sich mit 
eigenen Listen in der parlamentari­

schen Arena vertreten. Der TUCP trat 

zu den Parlamentswahlen 1998 

gleich mit vier Parteilisten an, die alle 

jämmerlich scheiterten; im Mai 2001 

schickten die Gewerkschaften wie­
derum sechs Listen ins Rennen.

Einen dritten Weg bestreiten 

die Partei Akbayan und APL, eine 

Gruppierung unabhängiger Gewerk­

schaften. Bei organisatorischer Auto­

nomie soll programmatische Nähe 

die Kooperation bestimmen. Auf­

grund personeller Engpässe in den 

Führungen sind Fragen gegenseitiger 

Mitgliedschaft und Einflussnahme 

noch nicht eindeutig geklärt.

Konkurrenz beschränkt sich 

nicht auf parteipolitische Rivalität der 

Dachverbände, sondern existiert auf 

allen Ebenen und speist sich aus 

weiteren Quellen. Für Gewerkschaf­

ten sollte gelten: Tarifverhandlungen 

werden mit einer Stimme geführt. Wo 

kein Organisationsmonopol vorliegt, 

heben Tarifgemeinschaften den Plu­

ralismus auf.

In den Philippinen wird die 

gewerkschaftliche Vielfalt auf Betrieb­

sebene mittels K.O.-Verfahren besei­

tigt. Gemäß US-amerikanischer Vor­

lage entscheiden nicht Mitglieder son­

dern Betriebswahlen (certification elec- 

tion) über die Tariffähigkeit. Diese er­

langt nur eine Gruppierung (exclusive 

bargaining agent) — die anderen

Dr. Rudolf Traub-Merz ist Landesre­

präsentant der Friedrich-Ebert-Stiftung 
in den Philippinen.
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Arbeitende aller Sparten, vereinigt euch!

werden qua Mehrheitswahlrecht 

vom Verhandlungstisch aus­

geschlossen und können frü­

hestens fünf Jahre später zu 
den nächsten Betriebswahlen 

wieder antreten.

Die Beute ist lukrativ:

Dem Sieger zahlen auch die 

unterlegenen Gewerkschaften 

Gebühren (agency fees). De­
ren Mitglieder stellen eine Wirt­

schaftlichkeitsrechnung auf:

Statt doppelt zu bezahlen tre­

ten viele über. Wahlen verloren, 

Mitglieder verloren — entspre­

chend verbittert ist der Um­

gang der Betriebsgewerkschaf­

ten miteinander.

In scharfer Konfronta­

tion zueinander stehen auch 

die 165 Bünde. Wenige haben 
eine Branchenspezialisierung, 

nur etwa 20 eine Organisati­

onsgrösse (15-20 Mitarbeiter), 
mit der sie kontinuierlich 

Dienstleistungen erbringen können. 

Bei den übrigen dominieren Anwalts­

kanzleien — ein »Anwalt« führt Tarif­

verhandlungen, übernimmt Rechtsfäl­

le und lässt sich aus den Verhand­

lungsergebnissen bezahlen. Viele 

Bünde wehren sich gegen einen Zu­

sammenschluss zu grösseren Ver­

bänden, beteiligen sich jedoch bei 

der Abwerbung von Gewerkschaften 

(trade union raiding).

1 Stückwerk

Auch wenn die wichtigsten 

Verbände in der Protestbewegung 

gegen Estrada kooperierten: ihre 

Gemeinsamkeit beschränkte sich auf 

die Rücktrittsforderung. Die Zerstrit- 

tenheit hat mittlerweile einen Grad 

erreicht, der eine gemeinsame ge­

sellschaftspolitische Positionierung 
kaum mehr möglich werden lässt. In 

der Debatte zur Reform des Arbeits­

rechts gelang bisher keine Einigung 

auf einen Katalog von Mindestforde­
rungen. Auch in den verschiedenen 

Mitwirkungsgremien wird Tripartite 

Consultation (also die Kooperation 

von Staat, Arbeitgeber/innen und 
Gewerkschaften) nicht zur reformpoli­

tischen Einflussnahme genutzt. Den 

Dachverbände fehlt die Bereitschaft, 

sich auf eine Vertretungsformel zu 

einigen, mit der sie selber bestim­

men, wer aus ihren Reihen in welchen 

Einrichtungen Vertretungsaufgaben

wahrnimmt und welche Politikinhalte 

dort verfolgt werden. So übernimmt 

die Regierung die Auswahl — und 

mangels Mandatbindung verschwin­

det die gewerkschaftliche Stimme in 
den dunklen Gefilden des Politik- und 
Karrieregeschachers.

Auch der Labor Solidarity Mo­

vement (LSM) darf jetzt bereits das 

Scheitern vorausgesagt werden. Aus 

dem zum 1. Mai 2000 ins Leben geru­

fenen Bündnis von fünf Dachverbän­

den (TUCP, NCL, FFW, APL, LMLC) 

scherte zuerst ein >Labor Reform 

Bloc< (!) aus. LMLC, NCL und die 

Bergarbeiter der NAMAWU gesellten 

sich zur PDMP, die Estrada von Be­

ginn an unterstützte. Der Mühen Lohn 

für die Kehrtwende: zwei Direktoren­

sessel (commissioners) in der Sozial­

versicherung und der nationalen 

Lohn- und Produktivitätskommission.

Seit Estradas Sturz ist die 

Stimme des Labor Reform Bloc ver­

stummt. Aber auch die Rest-LSM 

blieb zwischen EDSA II und Mai- 

Wahlen ausgesetzt — zu sehr tobte 

der Wettbewerb um Positionen und 

Wählerstimmen. Nun werden einige 

Gruppen der Regierung taktische 

Unterstützung anbieten, während an­

dere sich auf individuelle Oppositi­

onsarbeit einlassen.
Die Mehrheit der Gewerk­

schaften hat sich institutionell, perso­

nell oder programmatisch nie von 

parteipolitischer Vormundschaft ge­

löst oder sich korporatistischer Neu­

tralisierung durch Regierung und 

Staat erwehrt. Zahlreiche Funktionäre 

zeigen eine hohe Bereitschaft, sich in 

Patronagenetzwerke von Politiker­

gruppen einzubinden oder in staatli­

che Positionen zu wechseln. Insofern 

sind viele Repräsentant/innen der Ar- 

beitnehmer/innenverbände oft nur 

partiell an der Reorganisierung in­
dustrieller Beziehungen zugunsten 

von Arbeiter/innen interessiert.

Bruch nötig

Eine Erneuerung kann nur 

aus dem Kampf für Autonomie von 

staatlicher Einflussnahme und partei­

politischer Instrumentalisierung her­

vorgehen. Nur so kann die Gewerk­

schaftsbewegung mehr Geschlos­

senheit erreichen und mit eigenen 

Reformvorstellungen und politischem 

Gewicht auf andere soziale Klassen 

zugehen. Dies impliziert auch einen 

radikalen Bruch mit der bisherigen 

Tradition, Betriebsgewerkschaften 

durch Wahlen zu legitimieren und als 

Wahlvereine zu führen. Gewerkschaf­

ten müssen sich als Mitgliederorgani­

sationen verstehen, die Pluralismus 

durch Koalitionen und Tarifgemein­

schaften aufheben. Sonst lassen sich 

Jubiläumsfeiern zur Geschichte bald 

nicht mehr von 'Grabgesängen unter­
scheiden. ^
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